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Das Solidarit�tsprinzip wurde vom
EuGH in seinem Urteil gegen Ungarn
und die Slowakei (C-643/15 und C-647/
15) f�r die Verteilung der Fl�chtlinge

zwischen den Mitgliedstaaten herange-
zogen. Bundeskanzlerin Merkel wollte
die Vergabe von EU-Mitteln an die Auf-
nahme von Fl�chtlingen koppeln (FAZ,
23. 2. 2018, S. 1). Die EU-Kommission
will sie mit der Einhaltung rechtsstaatli-
cher Prinzipien verbinden (FAZ, 3. 5.
2018, S. 1). Besteht auch in Verbindung
mit Finanzen ein Prinzip der Solidarit�t?
Greift dieses auf die nationale Finanz-
politik durch, wenn ein Staat wie aktuell
Italien �berlegt, die Steuern stark zu sen-
ken, obgleich noch nicht einmal die
Maastricht-Verschuldungsgrenze von
60% gewahrt ist? Durch eine hohe Ver-
schuldung droht schließlich die EU-Fi-
nanzstabilit�t zu leiden. Die Aktien-
m�rkte reagierten auf die Pl�ne der neu-
en italienischen Regierung, einer Koali-
tion der F�nf-Sterne-Bewegung und der
LegaNord, negativ.

Im EuGH-Urteil vom 6. 9. 2017 – Rs. C-
643/15, C-647/15 ging es um vorl�ufige
Maßnahmen nach Art. 78 Abs. 3 AEUV
wegen einer pl�tzlichen Notlage durch
den Zustrom von Fl�chtlingen. Auch
diese vorl�ufigen Maßnahmen stehen
nach Art. 80 AEUV unter dem Grund-
satz der Solidarit�t und der gerechten
Aufteilung der Verantwortlichkeiten un-
ter den Mitgliedstaaten (Rn. 251f.). In-
dem die Mitgliedstaaten ein gemeinsa-
mes Grenzkontroll-, Asyl- und Einwan-
derungssystem eingegangen sind, m�s-
sen dessen Lasten gemeinsam geschul-
tert und gerecht verteilt werden – in dem
Grundgedanken der Solidarit�t, der die

Union insgesamt tr�gt, hier aber be-
reichsbezogen als Teil einer EU-Politik
festgelegt wird (Rn. 291 a.E.). Es geht
um die Funktionsf�higkeit des EU-Asyl-

systems (Rn. 114 a.E.). Der Grundsatz
der Solidarit�t ist in diesem Zusammen-
hang daher kompetenziell und organisa-
torisch bedingt – indes deutlich auf Wei-
terungen angelegt, handelt es sich doch
um ein allgemeines Prinzip, das auf der
gemeinsamen Aufgaben- und Zielbezo-
genheit der darauf ausgerichteten Ein-
heiten und Handlungsebenen basiert
(grundlegend, wenn auch als Gegenge-
wicht betrachtet, Calliess, Subsidiari-
t�ts- und Solidarit�tsprinzip in der EU,
2. Aufl. 1998, S. 186).

Ausgangspunkt ist im Hinblick auf
Art. 78 Abs. 3 AEUV die bek�mpfte
Notlage. Sind von dieser ein odermehre-
re Staaten betroffen, m�ssen die Belas-
tungen, die aus Gegenmaßnahmen wie
einer Umverteilung von Fl�chtlingen
resultieren, grunds�tzlich – vorbehalt-
lich einer Aussetzung auf Antrag bei au-
ßergew�hnlichen Umst�nden – auf alle
anderen Mitgliedstaaten aufgeteilt wer-
den (Rn. 291). F�r die Verteilung erfolgt
eine Betrachtung der Situation jedes
Mitgliedstaates mit Blick u.a. auf die
Wirtschaftskraft im Verh�ltnis zum
„Asyldruck“ (Rn. 298, 301, 304). Hieran
zeigt sich die mitgliedstaatsbezogene
Betrachtung und Bezogenheit des
Grundsatzes der Solidarit�t.

Diese Mitgliedstaatsbezogenheit kenn-
zeichnet auch die EU-Finanzstabilit�t.
Die EU-L�nder besitzen weiterhin die
Finanzautonomie und die Steuerhoheit.
Dabei postuliert Art. 119 Abs. 3 AEUV
als richtungweisende Grunds�tze die
Einhaltung gesunder �ffentlicher Finan-
zen undmonet�rer Rahmenbedingungen
sowie eine dauerhaft finanzierbare Zah-
lungsbilanz. Schert hier ein Mitglied-
staat aus, leiden auch die anderen, indem
generell finanzielle Verwerfungen mit
Auswirkungen auf die Wirtschaft aller
Mitgliedstaaten drohen. Die Griechen-
landkrise machte dies deutlich und
zwang zu Hilfeleistungen anderer Mit-
gliedstaaten. In noch gr�ßerem Maße
kann eine solche Entwicklung eintreten,
wenn ein großer EU-Staat wie Italien
trotz eines hohen Schuldenstandes die
Steuern senkt sowie die Ausgaben er-
h�ht und so ein gewaltiges Haushaltsde-
fizit schafft. Trotz eines solchenmutwil-
ligen Verhaltens m�ssen die anderen
Mitgliedstaaten wom�glich trotzdem

unterst�tzend eingreifen, um R�ckwir-
kungen auf sich selbst zu vermeiden.

Bei hohen Staatsschulden ger�t wegen
der dann h�heren Zinsen vor allem die
Preisstabilit�t in Gefahr, welche nach
Art. 119 AEUV in engem Zusammen-
hang zur Wirtschaftspolitik steht.
Art. 122 Abs. 1 AEUV beschw�rt den
Geist der Solidarit�t zwischen den Mit-
gliedstaaten, die insbesondere bei Ver-
sorgungsschwierigkeiten die der Wirt-
schaftslage angemessenen Maßnahmen
beschließen k�nnen. Dass solche Pro-

bleme auftreten k�nnen, belegten ver-
schiedentlich Staaten mit exorbitanter
Inflationsrate auch aufgrund �berbor-
dender Staatsverschuldung. Daher ist
auch eine EU-Finanzsolidarit�t insoweit
zu fordern, als jeder Staat das Verh�ltnis
von Einnahmen und Ausgaben so wah-
ren muss, dass keine finanzielle Schief-
lage entsteht, welche die anderen Mit-
gliedstaaten zu Unterst�tzungsmaßnah-
men zwingt und das EU-Finanzsystem
aus den Angeln hebt. Die EU-Finanzso-
lidarit�t ist damit wie die EU-Fl�cht-
lingssolidarit�t in ein EU-System einge-
bunden, auch wenn die Mitgliedstaaten
weiterhin die wesentlichen Kompeten-
zen haben (m�ssen). Ob sie konkret ein-
greift, erfordert daher die Betrachtung
der Situation in dem jeweiligen Mit-
gliedstaat.

Eine allgemeineBasis zu loyaler Zusam-
menarbeit schafft Art. 4 Abs. 3 EUVmit
Blick auf die vertraglichenVerpflichtun-
gen und die Ziele der Union, welche
nicht gef�hrdet werden d�rfen. Dazu ge-
h�rt auch Solidarit�t als Grundlage f�r
die weitere Entfaltung der Union mit
ausgewogenem Wirtschaftswachstum
und Preisstabilit�t (Art. 3 Abs. 3 EUV).
Ein zweites Griechenland muss daher
schon im Vorfeld verhindert werden
k�nnen – mit einer einklagbaren EU-Fi-
nanzsolidarit�t, wenn ein Mitgliedstaat
evident die f�r die Preisstabilit�t unab-
dingbare Haushaltssolidit�t missachtet.
Umgekehrt verlangt die starke Ausrich-
tung der EU auf Werte in Art. 2 EUV
eine m�gliche Koppelung der Auszah-
lung von Geldern an die Einhaltung die-
serWertewie auch der imFl�chtlingsbe-
reich geforderten Solidarit�t.
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EU-Finanzsolidarit�t!

Die Solidarit�t in der
Fl�chtlingskrise gilt
es auf die Haushalts-
solidit�t zu erweitern
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